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Mehr Arbeitsmarkteffizienz durch 
Tarifflexibilisierung?
Hans Jürgen, Rösner, Hamburg

Neue Flexlbillslerungs- und Dlfferenzlerungsmögllchkelten in den Tarifverträgen sollen die Effizienz der 
Arbeitsmärkte verbessern helfen. Könnte hierzu auch eine Lockerung der tarifvertraglichen Bindungen, 
wie sie im jüngsten Gemeinschaftsgutachten der Wirtschaftsforschungsinstitute vorgeschlagen wurde, ei­
nen Beitrag leisten? Dr. Hans Jürgen Rösner untersucht die Chancen und Risiken.

TARIFPOLITIK

Zeitlich parallel zu den Initiativen von Bundesarbeits­
minister Blüm für ein Beschäftigungsförderungsge­

setz sowie für eine damit einhergehende Lockerung ein­
stellungshemmender Arbeitszeit- und Arbeitsschutzbe­
stimmungen sind die fünf großen Wirtschaftsfor­
schungsinstitute in ihrem jüngsten Herbstgutachten mit 
neuen Vorschlägen zur Ausgestaltung der Tarifpolitik 
an die Öffentlichkeit getreten'. Gemeinsames Anliegen 
dieser Vorstöße ist es, den beschäftigungsschädlichen 
tarifpolitischen Verkrustungstendenzen zu begegnen, 
die sich etwa seit Ende der 60er Jahre in einem steigen­
den Maße auf den Arbeitsmärkten bemerkbar machen 
und für die vor allem drei Kennzeichen symptomatisch 
sind:

□  Eine bereits stark ausgeprägte horizontale Nivellie­
rung der allgemeinen Lohn- und Gehaltssteigerungsra­
ten zwischen den Beschäftigungsbereichen der Indu­
strie sowie der privaten öffentlichen Dienstleistungen.

□  Ein stetig voranschreitender tarifpolitischer Abbau 
der vertikalen Differenzierung beruflicher Leistungsent­
gelte.

□  Eine durch vielfältige sozialgesetzliche und tarifpoli­
tische Schutzvorschriften immer höher gewordene Ein­
gangsschwelle in ein Beschäftigungsverhältnis.

Angesichts dieser Entwicklung, der nach wie vor zu 
hohen Arbeitslosigkeit sowie des demographisch be­
dingten Zuwachses beim Enwerbspersonenpotential er­
scheint es als vordringliche Aufgabe, den noch vorhan-
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denen Bestand an Arbeitsplätzen zu sichern und Ein­
stellungs- bzw. Weiterbeschäftigungshemmnisse mög­
lichst rasch in einem sozialpolitisch vertretbaren Maße 
abzubauen.

Neue Vorschläge

Mit der von den Tarifparteien -  wenn auch zunächst 
nur auf dem Papier -  gemeinsam angestrebten stärke­
ren Beachtung betriebsspezifischer Erfordernisse bei 
der für 1985 anstehenden flexiblen Arbeitszeitgestal­
tung ist bereits ein wichtiger Schritt in Richtung auf eine 
größere Betriebsnähe der Tarifvereinbarungen getan 
worden. Die im Gemeinschaftsgutachten der Wirt­
schaftsforschungsinstitute propagierten Veränderun­
gen zielen jedoch weit über die von den Tarifparteien 
angestrebten Regelungen hinaus. Nach der im Gutach­
ten mehrheitlich vertretenen Auffassung sollte ange­
sichts der eher pessimistisch beurteilten Aussichten auf 
ein verstärktes Wirtschaftswachstum „die Tarifpolitik .. 
möglichst viel Raum für die Anpassung an regionale, 
branchenmäßige, ja auch betriebliche und individuelle 
Gegebenheiten lassen, insbesondere sollte durch stär­
kere Marktorientierung bei der Entlohnung dafür ge­
sorgt werden, daß bestehende Arbeitsplätze wieder be­
setzt und neue geschaffen werden“ .̂ Die zwischen den 
Sozialpartnern bereits getroffenen Vereinbarungen 
über flexible Arbeitszeitverkürzungen werden diesbe­
züglich von der Mehrheit der Institute als hinderlich an-

' Vgl. Die Lage der W eltw irtschaft und der westdeutschen W irtschaft im 
Herbst 1984. Deutsches Institut für W irtschaftsforschung (DIW), 
HV\A/VA-Institut für W irtschaftsforschung-Hamburg, Ifo-Institut für W irt­
schaftsforschung, Institut für W eltwirtschaft an der Universität Kiel, 
Rheinisch-W estfälisches Institut für W irtschaftsforschung, Essen; i. f. z. 
als „Gem einschaftsgutachten“ .

^ Gemeinschaftsgutachten, S. 32. Das DIW und das Ifo-Institut vertre­
ten, vor allem hinsichtlich der in der jüngsten Tarifrunde vereinbarten 
Lohn- und Arbeitszeitvereinbarungen, abweichende Auffassungen, die 
am Ende des Gutachtens in e iner gesonderten Stellungnahme darge­
legt werden.
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gesehen, weil dadurch der Kostendruck auf der betrieb­
lichen Ebene und schließlich auch im gesamtwirtschaft­
lichen Durchschnitt noch weiter zunehmen würde.

Statt dessen wird für die Ausgestaltung zukünftiger 
Tarifvereinbarungen ein anderer Weg empfohlen, denn 
um „allen Arbeitswilligen die Chance auf Beschäftigung 
zu geben“ , sei es erforderlich, daß „im Durchschnitt die 
Reallohnsteigerungen nachhaltig hinter dem verteilba­
ren Produktivitätsfortschritt Zurückbleiben“®. Um diese 
Entlastung der Arbeitskosten tarifpolitisch zu erzielen, 
werden vor allem drei Maßnahmen vorgeschlagen“ ;

□  Die Tarifabschlüsse sollen (wieder) stärker arbeits­
marktorientiert nach Branchen und Regionen, aber 
auch nach Qualifikationen differenziert erfolgen.

□  Die „Zulassung von Öffnungsklauseln in Tarifverträ­
gen“ soll es erlauben, daß „in Fällen einer betrieblichen 
Notlage auf Beschluß von Unternehmensleitung und 
Betriebsrat eine untertarifliche Entlohnung“ vereinbart 
werden kann.

□  Durch „die Zulassung von Außenseiterkonkurrenz, 
d. h. die Aufhebung der Allgemeinverbindlichkeit von 
Tarifverträgen“ , soll eine günstigere Effizienz der Ar­
beitsmärkte erreicht werden.

Wie erkennbar, sind alle drei vorgeschlagenen Maß­
nahmen an den gemeinsamen Prinzipien Flexibilisie­
rung und Differenzierung orientiert; zudem weisen sie 
eine inhaltlich fortschreitende Verschärfung der tarifpo­
litischen Eingriffe auf.

Tarifliche Differenzierung

Bei einem Rückblick auf die Tarifpolitik etwa der letz­
ten zehn Jahre fällt auf, daß die noch während der er­
sten beiden Nachkriegsjahrzehnte zu beobachtende 
breite Streuung in der Höhe der Tarifabschlüsse einer 
gesamtwirtschaftlich zunehmend im Gleichschritt ver­
laufenden Lohn- und Gehaltsentwicklung gewichen ist®. 
Äußeres Kennzeichen dieser Verhaltensänderung ist 
die starke Leitfunktion, die dem „Modellabschluß“ der­
jenigen großen Einzelgewerkschaft zukommt, die den 
jährlichen Verhandlungszyklus in einem sorgfältig aus-

^ Ebenda, s. 35.

■' Ebenda, im folgenden zitiert nacti S. 37.

^ Vgl. hierzu z. B. d ie Stellungnahmen In den Gutachten des Sachver- 
ständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entw ick­
lung von 1977/78 (TZ 78), 1978/79 (TZ 391), 1979/80 (TZ 344), 1982/83 
(TZ 222ff.), 1983/84 (TZ 150f.). Über die W ünschbarkeit stärkerer Diffe­
renzierung hat sich der Rat allerdings eher zurückhaltend geäußert.

® Vgl. Bernd R ü t h e r s :  Kollektives Arbeitsrecht und W ettbewerbs­
ordnung. Zu Mißbrauchsgefahren in der Tarifautonom ie und in der er­
weiterten Mitbestimmung, in: W irtschaft und Wettbewerb, H. 6/1980, S. 
392 ff., z itiert nach Seite 395.

'  Ebenda.

gewählten „Schlüsselbezirk“ jeweils gerade eröffnet®. 
Das so zustande gekommene „Tarifmodell“ wird zur 
verteilungspolitischen Meßlatte und Richtschnur, die an 
alle nachfolgenden Abschlüsse quer durch die gesamte 
Volkswirtschaft anzulegen ist, „ohne Rücksicht auf 
branchenspezifische oder regionale Differenzen der 
Konjunktur- und Ertragslage, ohne Rücksicht auch auf 
strukturbedingte Verschiedenheiten der einzelnen Wirt­
schaftszweige und Tarifgebiete“ .̂ Als Folge ist die 
Lohnpolitik in einem nur noch geringen Maße dazu im­
stande, durch regional, sektoral und nach Qualifikatio­
nen differenzierende Tarifabschlüsse die Mobilität der 
Arbeitskräfte zu fördern und den notwendigen Struktur­
wandel zu erleichtern. Statt dessen gehen die gewerk­
schaftlichen Bestrebungen eher dahin, auch noch die 
letzten flexibiiitätssichernden Zusatzleistungen der Ar­
beitgeber als unverrückbare tarifliche Besitzstände zu 
verankern, um somit -  nach schwedischem Vorbild -  ei­
nen von den betriebsspezifischen Gegebenheiten weit­
gehend abgehobenen, künstlichen Einheitslohn durch­
zusetzen.

Durch diese fortschreitende Tarifierung zuvor außer­
tariflicher Leistungen haben diese nicht nur einen Groß­
teil ihrer früheren Beweglichkeit verloren und einen Fix­
kostencharakter angenommen, sondern gleichzeitig ist 
auch die „natürliche“ positive und negative Lohndrift in 
der Effektivlohngestaltung ihrer beschäftigungsfördern­
den Pufferfunktion beraubt worden, so daß viele Arbeit­
geber den nicht mehr finanzierbaren Teil ihrer Perso­
nalkosten statt dessen über Entlassungen und Produk­
tivitätssteigerungen auszugleichen versuchen. Aller­
dings tragen die verhandlungsführenden Arbeitgeber­
verbände selbst wesentlich die Verantwortung für diese 
Entwicklung, weil sie der tariflichen Absicherung zuvor 
freiwillig gewährter betrieblicher Sozialleistungen und 
Sonderzahlungen (insbesondere Urlaubs- und Weih­
nachtsgeld) nicht genügend Widerstand geleistet ha­
ben.

Fi rmentarifverträge
Angesichts dieser Erfahrungen ist es wenig wahr­

scheinlich, daß es bei den bestehenden institutioneilen 
und rechtlichen Gegebenheiten auf der Ebene zentral­
geführter Tarifverhandlungen der Spitzenorganisatio­
nen zu einer stärkeren tariflichen Differenzierung 
kommt. Zudem ist die Möglichkeit, in Verbandstarifver­
trägen Öffnungsklauseln für „nach unten“ abweichen­
de, zusätzliche Tarifverträge (zum Beispiel) auf 
Betriebsebene zu vereinbaren, rechtlich umstritten. Der 
Gesetzgeber könnte jedoch eindeutige Grundlagen 
schaffen. Dadurch wäre es wettbewerbsschwächeren 
Arbeitgebern möglich, sich durch auszuhandelnde ge­
werkschaftliche Konzessionen von den überhöhten
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Konditionen des Verbandstarifvertrags abzukoppeln, 
ohne zugleich dessen schützender Friedenspflicht ent­
zogen zu sein. Auf diesem Weg könnte dann auch eine 
den jeweiligen Betriebserfordernissen besser gerecht 
werdende strukturelle Tarifkorrektur vorgenommen 
werden.

Betriebsvereinbarungen

Auf eine ganz ähnliche Flexibilisierungsstrategie, 
nämlich auf die Möglichkeit über „Betriebsvereinbarun­
gen“ gemäß § 77 Abs. 3 BetrVG zwischen Betriebsrat 
und Unternehmensleitung in wirtschaftlichen Ausnah­
mesituationen beschäftigungssichernde tarifliche Kon­
zessionen zuzulassen, zielt der zweite Vorschlag der 
Wirtschaftsforschungsinstitute. Eine derartige Enweite- 
rung der Betriebsautonomie könnte dadarch erfolgen, 
daß im gegenseitigen Einvernehmen der Sozialpartner 
in noch laufende oder zukünftige Tarifverträge entspre­
chende Öffnungsklauseln auch für verschlechterte Zu­
satzvereinbarungen auf betrieblicher Ebene aufgenom­
men werden. Weil jedoch eine Zustimmung der Ge­
werkschaften zum gegenwärtigen Zeitpunkt wenig 
wahrscheinlich ist, könnte der tarifrechtlich wirksame 
Geltungsbereich von Betriebsvereinbarungen generell 
oder für besondere Ausnahmesituationen auch auf Teil­
bereiche der Ausgestaltung von Tarifbestandteilen aus­
gedehnt werden, was bislang rechtlich nicht zulässig ist. 
Hierfür müßte insbesondere die Spernwirkung von § 77 
Abs. 3 Satz 2 BetrVG aufgehoben werden®.

Außenseiterkonkurrenz

Die mit dem dritten Vorschlag geforderte „Außensei­
terkonkurrenz“ könnte auf zweierlei Wegen erreicht 
werden. Zum einen wäre es möglich, dem im Gemein­
schaftsgutachten vorgeschlagenen Weg zu folgen und 
das bereits mit der Tarifvertragsordnung vom 23. 12. 
1918 eingeführte Rechtsinstitut der „Allgemeinverbind­
licherklärung“ (§ 5 TVG) inhaltlich einzuschränken oder 
sogar völlig abzuschaffen^. Zum anderen könnte die 
„Mindestniveaugarantie“ tarifvertraglicher Regelungen 
durch eine zeitweilige oder dauerhafte Aussetzung des 
„Günstigkeitsprinzips“ gemäß § 4 Abs. 3 Satz 2 TVG 
beseitigt werden, nach dem bei Vorliegen mehrerer das

** Zu der damit angesprochenen Problematik vgl. Wolfgang D ä u b ­
l e r :  Verschlechterung der Arbeitsbedingungen durch Betriebsverein­
barung?, in: Arbeit und Recht (ArbuR), H. 1-2/1984, S. Iff.; Manfred 
L ö w i s c h : Möglichkeiten und Grenzen der Betriebsvereinbarung, 
in: ArbuR, H. 4/1978, S. 97 fl.; D ieter G a u t :  Freiheit und Grenzen e i­
ner kollektivrechtlichen Gestaltung durch Betriebsvereinbarung, in: Der 
Betriebs-Berater, H. 15/1984, S. 931 ff.;und Volker B e u t h i e n :  Ta­
riföffnungsklauseln zwecks Arbeitsplatzsicherung, in: etxJ., H. 31/1983, 
8- 1992 ff.

Vgl, Gemeinschaftsgutachten, S. 37. Dazu ebenso: Aufschwung 
nach altem Muster?, Thesen zum 28. Kieler Konjunkturgespräch, hrsg. 
vom Institut für W eltwirtschaft, Kieler Diskussionsbeiträge Nr. 94/1983,
S. 31.

Arbeitsverhältnis gestaltenden Rechtsnormen von Ta­
rifverträgen „abweichende Abmachungen“ nur dann 
zulässig sind, wenn sie „eine Änderung der Regelungen 
zugunsten des Arbeitnehmers enthalten“ '®.

Eine Aufhebung oder Einschränkung der Allgemein­
verbindlichkeit würde es nichtorganisierten und nicht ta­
rifgebundenen Arbeitgebern, die durch die Allgemein­
verbindlichkeitserklärung des Bundesarbeitsministers 
gegen ihren Willen in den Geltungsbereich eines Tarif­
vertrags einbezogen worden sind, ermöglichen, ent­
sprechend ihrer jeweiligen betriebsspezifischen Erfor­
dernisse von den Tarifbedingungen auch „nach unten“ 
abzuweichen („Außenseiter-Arbeitgeber“). Die Aufhe­
bung oder Einschränkung des Günstigkeitsprinzips 
würde es nichtorganisierten Arbeitsuchenden, die zum 
Tariflohn keine Anstellung finden, ermöglichen, über 
Einzelarbeitsverträge die betriebsüblichen Arbeits- und 
Entlohnungsbedingungen eines tarifgebundenen Ar­
beitgebers zu unterbieten („Außenseiter-Arbeitneh­
mer“), um sich auf diese Weise in ein Beschäftigungs­
verhältnis „einzukaufen“ . Auf beiden Wegen ließe sich 
die bestehende „Mindestlohnarbeitslosigkeit“ abbau­
en, weil Unternehmer Einstellungen vornehmen könn­
ten, die jetzt aufgrund der nicht marktgerechten Arbeits­
kosten unterbleiben.

Soziale Schutzfunktionen

Bei der kritischen Würdigung der im Gemeinschafts­
gutachten der Wirtschaftsforschungsinstitute unterbrei­
teten Vorschläge soll zunächst die am weitesten rei­
chende Forderung nach Aufhebung der Allgemeinver­
bindlichkeit von Tarifverträgen einer inhaltlichen Prü­
fung unterzogen werden. Dabei ist es zweckmäßig, zu­
nächst nach eventuellen gesamtwirtschaftlich positiven 
Wirkungen und Funktionen der Allgemeinverbindlich­
keit zu fragen. Hierzu hat das Bundesverfassungsge­
richt mit seiner Entscheidung vom 24. Mai 1977 wesent­
liche Beurteilungsgrundlagen geliefert".

Gegenstand des konkreten Normenkontrollverfah- 
rens war die verfassungsrechtliche Prüfung der Frage, 
ob die Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträ­
gen mit dem Grundgesetz vereinbar sei. Problematisch 
erschien in diesem Zusammenhang vor allem, daß die 
vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung auf 
Antrag der Tarifvertragsparteien gemäß § 5 Abs.1 TVG 
erklärte Allgemeinverbindlichkeit bestimmte tarifliche 
Vereinbarungen zu zwingenden Rechtsregeln für alle

Der entsprechende § 4 Abs. 3 des Tarifvertragsgesetzes lautet: „A b­
weichende Abmachungen sind nur zulässig, soweit sie durch den Tarif- 
vertrag gestattet sind oder eine Änderung der Regelungen zugunsten 
des Arbeitnehmers enthalten.“

”  Siehe dazu und im folgenden Entscheidungen des Bundesverfas­
sungsgerichts, 44. Band, Tübingen 1977, S. 322 tf.
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vom inhaltlichen Geltungsbereich des Tarifvertrags er­
faßten Arbeitsverhältnisse erhebt, also auch auf Perso­
nen ausdehnt, die den vertragschließenden Parteien 
nicht angehören (Problem der Normsetzung). Außer­
dem war problematisch, daß, solange die Erklärung 
wirkt, Personen in den Geltungsbereich des Tarifver­
trags durch Aufnahme bzw. Beendigung von Beschäfti­
gungsverhältnissen hineinwachsen bzw. aus ihm her­
ausfallen können (Problem der Koalitionsfreiheit).

Als Begründung für einen so weitreichenden „Recht­
setzungsakt eigener Art zwischen autonomer Regelung 
und staatlicher Rechtsetzung“ ’  ̂venweist das Bundes­
verfassungsgericht auf die in Art. 9 Abs.3 GG geäußerte 
Absicht des Gesetzgebers, den frei gebildeten Koalitio­
nen die im öffentlichen Interesse liegende Aufgabe zu 
übertragen, „insbesondere Löhne und sonstige mate­
rielle Arbeitsbedingungen in einem von staatlicher 
Rechtsetzung frei gelassenen Raum in eigener Verant­
wortung und im wesentlichen ohne staatliche Einfluß­
nahme durch unabdingbare Gesamtvereinbarungen 
sinnvoll zu ordnen“ ’®. Die darüber hinausreichende, auf 
der „subsidiären Regelungszuständigkeit“ des Staates 
beruhende Allgemeinverbindlicherklärung soll bewir­
ken, „daß die von den Tarifparteien ausgehandelten 
Rechtsnormen auch für Nichtverbandsmitglieder ver­
bindlich werden. Dadurch wird die Effektivität der tarif­
vertraglichen Normsetzung gegen die Folgen wirt­
schaftlicher Fehlentwicklungen gesichert“

Eine Schutzbedürftigkeit gegen derartige Fehlent­
wicklungen sieht das Gericht vor allem deshalb als ge­
geben an, weil „die fehlende Tarifbindung eines Part­
ners oder beider Partner von Arbeitsverhältnissen, die 
in den räumlichen, persönlichen, fachlichen und be­
trieblichen Geltungsbereich eines Tarifvertrags fallen, 
. . .  insbesondere in Zeiten nachlassender Konjunktur 
und gefährdeter Vollbeschäftigung schwerwiegende 
Nachteile für die Tarifgebundenen und Gefahren für die 
Verwirklichung des Tarifvertrags zur Folge haben 
[kann]: Nichtorganisierte Arbeitnehmer können Ge­
werkschaftsmitglieder beim Wettbewerb um knapp ge­
wordene Arbeitsplätze dadurch verdrängen, daß sie auf 
untertarifliche Arbeitsbedingungen eingehen; Arbeitge­
ber können sich durch bevorzugte Einstellung von Au­
ßenseitern zu untertariflichen Löhnen Konkurrenzvor­
teile verschaffen. Diesen als ,Lohndrückerei“ und 
,Schmutzkonkurrenz“ bezeichneten Mißständen wirkt 
die Allgemeinverbindlicherklärung des Tarifvertrags 
entgegen“ ’®.

Da wohl nicht davon auszugehen ist, daß genau diese 
Effekte mit dem Vorschlag der Wirtschaftsforschungsin­
stitute angestrebt werden, sollte die Forderung nach 
Aufhebung der Allgemeinverbindlichkeit von Tarifver­
trägen noch einmal überdacht werden. Dies gilt nicht 
nur für die Möglichkeit des Bundesarbeitsministers, Ta­
rifverträge für allgemeinverbindlich zu erklären, son­
dern gleichermaßen für die Lösung, über eine entspre­
chende Aufhebung des Günstigkeitsprinzips die ange­
strebte Außenseiterkonkurrenz herbeizuführen’®.

Tariföffnungsklauseln

Zu einem anderen Ergebnis führt die Beurteilung von 
Tariföffnungsklauseln gemäß § 4 Abs.3 Satz 1 TVG, 
weil hiermit ein Weg tariflicher Flexibilisierung beschrif­
ten werden könnte, auf dem die Sozialpartner in einver­
nehmlichen Regelungen eine Revision von tariflichen 
Vereinbarungen vornehmen könnten, die durch die wirt­
schaftliche Entwicklung überholt sind, ohne damit so­
gleich die gesamte Konstruktion des Tarifvertragswe­
sens zum Einsturz zu bringen. Auch in sozialpolitischer 
Hinsicht wäre einer stärkeren Ausdehnung der Be­
triebsautonomie gegenüber einer Aufhebung der Allge­
meinverbindlichkeit der Vorzug zu geben, weil dadurch 
der sozialen Schutzbedürftigkeit des einzelnen Arbeit­
nehmers, die auf seiner Verhandlungsunterlegenheit 
beruht, über den Fortbestand kollektivvertraglicher Ge­
samtregelungen Rechnung getragen werden könnte.

Ein weiterer eng damit verbundener Vorzug besteht 
in der Erhaltung der Friedenspflicht durch den rahmen­
setzenden Verbandstarifvertrag, während schon der 
Versuch einer auch nur zeitlich begrenzten Auflösung 
der Allgemeinverbindlichkeit heftige Abwehrreaktionen 
der Gewerkschaften zur Folge hätte, die in der Aus­
übung ihres verfassungsrechtlich gewährleisteten Ko­
alitionsrechts bedroht sind. Dagegen würde die einver­
nehmliche Vereinbarung von Öffnungsklauseln das Pri­
mat tarifvertraglicher Regelungen unangetastet lassen 
und dennoch zu einer verbesserten Effizienz auf den Ar­
beitsmärkten führen. Allerdings wäre auch die Flexibili­
sierungsstrategie mit einigen tarifpolitischen Risiken 
verbunden, so daß zweifelhaft ist, ob die Sozialpartner 
selbst überhaupt die Möglichkeit eines derartigen Ver­
fahrens einzuführen wünschen.

Ebenda, S. 340. 

Ebenda, s. 340/41. 

Ebenda, 8. 342.

Ebenda, S, 323,

Ohnehin sind nach dem beim Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
Ordnung geführten Tarifregister nur etwa 4 Mili. {d. h. etwa ein Fünftel) 
der Arbeitnehm er von allgemeinverbindlich erklärten Tarifverträgen be­
troffen, und zwar vornehmlich in der Bau- und Textilindustrie. Eine Auf­
hebung der Allgem einverbindlichkeit würde also auch quantitativ nicht 
allzuviel erbringen.

Vgl. Gerhard L e m i n s k y ; Spontane Arbeitsniederlegungen, in: 
Gewerkschaftliche Monatshefte, H, 11/1969, S. 641 ff.
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Für eine Beurteilung der zu erwartenden Effekte wäre 
danach zu unterscheiden, ob die Tariföffnungsklauseln 
dazu dienen sollen, in Verbandstarifverträgen den Ab­
schluß zusätzlicher Firmentarifverträge (Haus-, 
Werkstarifverträge) zu ermöglichen, oder aber ob sie 
auf den Abschluß „ergänzender“ Betriebsvereinbarun­
gen gerichtet sind. Beiden Lösungen wäre zwar eine 
Aufwertung der Betriebsautonomie zu Lasten der Tarif­
autonomie gemeinsam, doch geht die Delegation von 
Entscheidungsbefugnissen im zweiten Fall bedeutend 
weiter, indem wesentliche Inhalte ansonsten tarifver- 
tragiicher Regelungen aus der Verbandsebene auf die 
Ebene betrieblicher Mitbestimmung zurückverlagert 
werden. Beide Lösungen weisen dementsprechend je­
weils eigene rechtliche und soziale Probleme auf.

Verbands- oder Betriebsautonomie?

Die Wünschbarkeit derartiger „escape clauses“ aus 
tarifvertraglichen Bindungen ist vor dem Hintergrund 
der „wilden Streiks“ in der Metall- und der Bergbauindu­
strie gegen Ende 1969 schon einmal ausführlich disku­
tiert worden. Auslöser der damaligen Proteste war eine 
in der langen Laufzeit (18 Monate) der Tarifverträge ent­
standene Revisionsbedürftigkeit aufgrund zwischen­
zeitlich eingetretener Diskrepanzen zwischen tatsächli­
cher und antizipierter Wirtschaftsentwicklung und einer 
daraus resultierenden starken Lohndrift. Um die Streik­
aktionen wieder unter Kontrolle zu bringen, kam es 
schließlich zum zeitlich vorgezogenen Abschluß neuer 
Tarifverträge’ .̂

Wenngleich beide Sozialpartner in der negativen Be­
urteilung dieser Ereignisse im Tenor übereinstimmten, 
so doch aus unterschiedlichen Gründen. Von Arbeitge­
berseite wurde vor allem darauf hingewiesen, daß die 
Tarifautonomie nur dann funktionsfähig bleiben könne, 
wenn sich beide Vertragspartner voll dazu verpflichten, 
für die „Vertragstreue Einhaltung der geschlossenen 
Tarifvereinbarungen und die Wahrung der in diesen 
Verträgen verankerten Friedenspflicht“ zu sorgen. 
Auch könnten „unerwartete konjunkturelle Veränderun­
gen grundsätzlich kein Anlaß dafür sein“, die vereinbar­
ten T arifverträge durch vorgezogene Verhandlungen zu 
entwerten und die Tarifsicherheit damit zu untergraben, 
weil ansonsten Gefahr bestünde, daß „die Tarifverträge 
ihren Wert als Kalkulationsgrundlage für die Disposition 
der Betriebe und als Vertrauensbasis für die Zusam­
menarbeit der Tarifpartner endgültig verlieren“ ’®. Da­
hinter stand der unausgesprochene Verdacht, daß die 
„spontanen Arbeitsniederlegungen“ den durch die Frie-

'® Zitiert nach der vom Präsidium der Bundesvereinigung der Arbeitge­
berverbände (BDA) am 22. 9. 1969 atigegebenen Stellungnahme, Ab­
druck in: Der Arbeitgeber, Jahresbericht 1969, S. 6 5 1.

denspflicht gebundenen Gewerkschaften vielleicht gar 
nicht so ungelegen gekommen sein mögen, um durch 
die vorgezogene Tarifrevision eine falsche Einschät­
zung der konjunkturellen Entwicklung doch noch korri­
gieren zu können.

Sclileichende Auszehrung

Aber auch von seiten der Gewerkschaften wurde die 
durch die Streikaktionen hervorgerufene Situation an 
der Tariffront als nicht unbedenklich angesehen, weil 
gefährliche Zerreißproben für den Zusammenhalt der 
eigenen Verbandsorganisation und auch für die zwi­
schengewerkschaftliche Solidarität entstehen können, 
wenn radikale Wortführer in den Betrieben die einseitige 
Aufkündigung gültiger Tarifverträge fordern, während 
die Gewerkschaften selbst aufgrund ihrer Bindung an 
die Friedenspflicht und die ihnen nahestehenden Be­
triebsräte wegen ihrer Verpflichtung zu vertrauensvoller 
Zusammenarbeit (gemäß § 2 Abs. 1 BetrVG) dazu ge­
zwungen wären, sozusagen „untätig“ beiseite zu ste­
hen. Daraus könnte sich die für das Ansehen der Ge­
werkschaften abträgliche Situation entwickeln, dem 
Druck „der Basis“ nachgeben zu müssen, auch wenn 
man dadurch als Verband vertragsbrüchig werden wür­
de.

Verhängnisvoll wäre daran vor allem, daß mit den of­
fensichtlichen Erfolgen einer derartigen „Revisionspoli­
tik“ naturgemäß auch die Neigung der Belegschaftsmit­
glieder zunehmen würde, sich an solchen Aktionen zu 
beteiligen und diese schließlich als eine „normale Er­
gänzung“ zu den Tarifverhandlungen der Spitzenorga­
nisationen anzusehen.

Die eigentlich wünschenswerte tarifliche Differenzie­
rungsmöglichkeit durch Tariföffnungsklauseln, sei es 
für bestimmte wirtschaftliche Ausnahmesituationen, sei 
es für bestimmte Unternehmen, könnte somit dazu füh­
ren, daß die Verbandsautorität einer schleichenden 
Auszehrung ausgesetzt wäre, weil sich mehr und mehr 
Arbeitnehmer dazu genötigt fühlen würden, auf 
Betriebsebene die Initiative zu ergreifen und durch 
„spontane Arbeitsniederlegungen“ Druck zu erzeugen. 
Ein derartiges Verhalten würde vor allem auch von der 
sich -  durchaus beabsichtigten! -  rasch entwickelnden 
Tarifvielfalt geradezu provoziert werden. Insbesondere 
die Gewerkschaften könnten, schon aus Gründen der 
Selbsterhaltung, eine solche Entwicklung kaum hinneh­
men.

Daß sich indes für Tariföffnungsklauseln auch aus ge­
werkschaftlicher Sicht lohnende Perspektiven bieten, 
beweist die gerade in Reaktion auf die wilden Streiks 
von 1969 intensivierte Diskussion des Konzepts einer
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„betriebsnahen Tarifvertragspolitik“ ’®. Die Protestaktio­
nen wurden in diesem Zusammenhang als Kennzei­
chen dafür angesehen, daß auf der Ebene einzelner Un­
ternehmen offensichtlich „mehr herauszuholen“ gewe­
sen wäre, als unter Rücksichtnahme auf den Gesamt­
verband tatsächlich versucht worden ist. In derartigen 
Konjunktursituationen ist für die Gewerkschaften der 
Gedanke verlockend, entweder über „Revisionsklau­
seln“ in den Tarifverträgen eine vorzeitige Kündigung 
erzwingen zu können oder aber über eine Tariföff­
nungsklausel den Abschluß von zusätzlichen Firmenta­
rifverträgen zu fordern, um damit eine über die allge­
mein durchsetzbaren tariflichen Veränderungen hin­
ausgehende „differenzierende Abschöpfung“ der Ver­
teilungsspielräume zu erreichen.

Tarifliche Ordnungsfunictionen

Eine Betrachtungsweise, die von den mit der jeweili­
gen Machtposition wechselnden Interessenlagen unab­
hängig ist, sollte vor allem die drohende Gefährdung der 
Ordnungsfunktionen zentraler Tarifvereinbarungen 
durch derartige Öffnungsklauseln beachten. Insbeson­
dere hat der Tariflohn die wichtige Funktion, gleiche 
Wettbewerbsvoraussetzungen für alle Verbandsmit­

glieder zu schaffen und auch über konjunkturelle Wech­
sellagen hinweg konstante Mindestbedingungen für Ar­
beit und Entlohnung zu gewährleisten. Diese soziale 
Schutzfunktion, die bereits vom Bundesverfassungsge­
richt angesprochen wurde und angesichts der hohen 
Arbeitslosigkeit besonders aktuell ist, würde wegfallen. 
Daneben würde eine Beseitigung des tariflichen Sperr­
riegel-Effekts durch Öffnungsklauseln wahrscheinlich 
aber auch zu Versuchen von seiten der Gewerkschaf­
ten führen, sich bei den Verbandstarifen möglichst an 
prosperierenden Großunternehmen zu orientieren, um 
es dann den wirtschaftlich schwächeren Arbeitgebern 
zu überlassen, sich in weiteren Verhandlungen müh­
sam Abstriche von diesen Maximalvereinbarungen zu 
erstreiten. Es käme somit zu einer allmählichen Umkeh­
rung der gegenwärtig vorherrschenden Situation, in der 
Firmentarifverträge sich auf die ertragsstärkeren, Ver­
bandstarife sich dagegen eher auf die durchschnittlich 
ertragsstarken Unternehmen der Branche ausrichten.

Als Folge würde der Mindestlohncharakter der Ver­
bandstarife tendenziell einer Höchstlohnorientierung

Siehe dazu Olaf Radke: Was ist betriebsnahe Taritpolitik?, in: Der 
Betrieb, Jg. 1965 ,8 . 1176 ff.
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weichen, und die tarifpolitische Bremserfunktion der 
Grenzanbieter von Arbeitsplätzen wäre beseitigt^®. Da 
zugleich für die ertragsstärkeren Unternehmen das Ri­
siko von Produktionsausfällen eher als bedrohlich, die 
Aussicht auf erfolgreiche Überwälzung von Lohn­
kostensteigerungen aber eher als günstig beurteilt wer­
den dürfte, ist daneben noch ein sinkender Wider­
standswille gegen überhöhte Forderungen zu erwarten. 
Der jüngste Arbeitskampf in der Metallindustrie sollte in 
dieser Hinsicht ein warnendes Beispiel sein: die von den 
Streiks nur indirekt betroffenen Automobilhersteller, die 
sich einer guten Auftragslage gegenübersehen, wären 
vermutlich zu Konzessionen in der Arbeitszeitfrage be­
reit und in der Lage gewesen, so daß die Gefahr volks­
wirtschaftlich unvertretbarer Abschlüsse bei einer ande­
ren Verhandlungsstrategie sehr viel größer gewesen 
wäre.

Aushöhlung der Koalitionsfreiheit

Die Ordnungsfunktion zentraler Tarifverhandlungen 
würde durch die Einführung von Offnungsklauseln auch 
in ihrer rechtlichen Dimension tangiert werden, denn ein 
wesentlicher Zweck der Verbandsmitgliedschaft be­
steht ja gerade darin, eine für alle teilnehmenden Unter­
nehmen einheitliche und verbindliche Tarifordnung zu 
schaffen. Kommt es nun, sei es auf Druck der Gewerk­
schaften oder sei es auf Druck der Arbeitgeberseite, zu 
Offnungsvereinbarungen, so droht die latente Gefahr 
einer fortschreitenden Zersetzung des Arbeitgeberver­
bandes und damit einer inhaltlichen Aushöhlung der 
Koalitionsfreiheit. Dieser Vorwurf müßte vor allem dann 
erhoben werden, wenn es durch Öffnungsklauseln zu 
einem Ausschluß koalitionsfähiger und koalitionswilli­
ger Arbeitgeber käme, so daß diese gegen ihren Willen 
quasi zu Außenseitern erklärt und in eine (möglicher­
weise) schwächere Verhandlungsposition versetzt wer­
den würden^’ .

Eine derartige Vereinbarung käme in ihren Wirkun­
gen einer rechtlich unzulässigen Tarifausschluß- oder 
Differenzierungsklausel (Vorteilsregel für Gewerk-

“  Hier läßt sich allerdings auch anders argumentieren: Wenn wettbe­
werbsschwache Unternehmen ihre Marktposition durch untertarifliche 
Entlohnung verbessern könnten, müßten auch die stärkeren Unterneh­
men ein Interesse daran haben, die Verbandsabschlüsse nicht zu hoch 
ausfallen zu lassen.

Vgl, Peter H a n a u :  Lohnpolitik ohne Verbände, in: Der Arbeitge­
ber, Nr. 9 /2 2 -  1970, S. 404 ff., zitiert nach S. 406 f.

Vg l.Volker B e u t h i e n  : Tariföffnungsklauseln,a.a.O .,S. 1992f.

Vgl. ebenda, S. 1996.

Vgl. ebenda, S. 1992. Hierzu sind vor allem auch vom „Bundesver­
band Junger Unternehmer" (BJU) und vom „Bund Katholischer Unter­
nehm er“ (BKU) zahlreiche Vorschläge gemacht worden. Siehe dazu 
z. B, die Berichterstattung in der Süddeutschen Zeitung vom 22.10. 84 
und in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 5. 4. 83.

schaftsmitglieder) gleich und würde -  wahrscheinlich -  
das Grundrecht auf positive Koalitionsfreiheit verletzen. 
Da es auch heute schon jedem Arbeitgeber unbenom­
men ist, freiwillig Firmentarifverträge abzuschließen, 
müßte eine Öffnungsklausel, die den Abschluß von Fir­
mentarifverträgen erzwingt, streng auf die Fälle be­
grenzt werden, bei denen unabweisbare sachliche 
Gründe gegen eine Vereinheitlichung der Arbeitsbedin­
gungen durch den Verbandstarif sprechen.

Flexibilisierung auf Betriebsebene

Diese Überlegungen lassen es als Gesamtergebnis 
angeraten erscheinen, für eine tarifpolitische Flexibili­
sierung besser den im zweiten Vorschlag des Gemein­
schaftsgutachtens angesprochenen Weg einer Koppe­
lung von rahmensetzenden Verbandstarifen mit Öff­
nungsklauseln für „ergänzende“ Betriebsvereinbarun­
gen gemäß § 77 Abs. 3 Satz 2 BetrVG anzustreben. An 
tarifrechtlichen Eingriffen wäre hierfür eine Ausdehnung 
dieser bisher schon bestehenden Ergänzungsfunktion 
dahingehend vorzunehmen, daß künftig nicht nur die 
Erweiterung, sondern auch die Einschränkung tarifver­
traglicher Inhalte durch Betriebsvereinbarungen zuläs­
sig sein sollte^^. Um das verfassungsrechtlich abgesi­
cherte Primat des Tarifvertrags gegenüber der bloßen 
Betriebsvereinbarung dennoch zu wahren, könnten die 
durch Öffnungsklauseln zugelassenen Veränderungen 
darauf beschränkt bleiben, nur bestimmte Vertragsin­
halte an die betriebliche Ausgestaltung zu delegieren, 
ansonsten aber die substantiellen Bestandteile der kol- 
lektiwertraglichen Regelungen unangetastet zu lassen. 
Also: Nicht die autonome Abänderung tarifvertraglicher 
Inhalte wäre das Ziel derartiger Öffnungsklauseln, wohl 
aber deren Konkretisierung im Hinblick auf die jeweili­
gen betriebsspezifischen Erfordernisse, soweit es sich 
ausdrücklich um ausfüllungs- bzw. ausführungsbedürf­
tige Tarifnormen handelt^^.

So wäre z. B. daran zu denken, den umfangreichen 
Komplex ursprünglich freiwilliger, inzwischen aber weit­
gehend tariflich vereinnahmter Nebenleistungen, wie 
Urlaubs- und Weihnachtsgeld sowie andere Sonder­
zahlungen, wieder in die Dispositionsfreiheit betriebli­
cher Vereinbarungen zurückzuverweisen. Ebenso soll­
te es in Krisensituationen möglich sein, daß Betriebsrat 
und Unternehmensleitung einvernehmlich das zeitlich 
befristete Aussetzen einer Tariflohnerhöhung oder ei­
nen prozentualen Lohnverzicht vereinbaren können, 
wobei als Gegenleistung von Arbeitgeberseite Weiter- 
beschäftigungs- oder auch Neueinstellungszusagen 
(Rationalisierungsschutzabkommen) angeboten wer­
den könnten^''. Auch würde eine zeitlich und inhaltlich
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eng begrenzte Umwandlung von Lohnbestandteilen in 
bestimmte Formen dauerhafter oder befristeter Kapital­
beteiligungen (Belegschaftsal<tien, Genußrechte, An­
teilsscheine) und Arbeitnehmerdarlehen dazu beitra­
gen, die Investitionskraft des beschäftigenden Unter­
nehmens zu stärken und die Arbeitsplätze zu sichern. 
Das neugeschaffene Vermögensbeteiligungsgesetz 
bietet gerade in dieser Hinsicht vielfältige Anwendungs­
möglichkeiten, so daß die betriebliche Kapitalausstat­
tung zum beiderseitigen Vorteil verbessert werden 
könnte, ohne daß dies mit bleibenden Finanzopfern der 
Beschäftigten einhergehen müßte^®.

Fazit

Von den Vorschlägen der Wirtschaftsforschungsinsti­
tute im jüngsten Gemeinschaftsgutachten hinsichtlich 
eines tarifpolitischen Beitrags der Sozialpartner zur Ver­
besserung der Arbeitsmarkteffizienz ist die Forderung 
nach Aufhebung der Allgemeinverbindlichkeit von Tarif­
verträgen aus verfassungsrechtlichen und aus sozial­
politischen Gründen abzulehnen.

Hinsichtlich der geforderten tariflichen Flexibilisie­
rung und Differenzierung ist die Einführung von Öff­
nungsklauseln in Verbandstarifverträgen für eine auch 
„nach unten“ differenzierende tarifliche Behandlung 
von Einzelunternehmen je nach dem eingeschlagenen 
Lösungsweg unterschiedlich zu beurteilen. Eine ent­
sprechende Öffnung für zusätzliche Firmentarifverträge 
würde erhebliche ordnungspolitische Probleme aufwer­
fen und eine latente Gefährdung der Verbandsautono­
mie zur Folge haben, so daß es als fraglich angesehen 
werden muß, ob die Sozialpartner selbst überhaupt ein 
Interesse an einer derartigen Aufweichung derTariford- 
nung haben könnten.

Auch die vor allem mit dem zweiten Vorschlag ange­
sprochene Möglichkeit, über Betriebsvereinbarungen, 
die tarifvertragliche Regelungen ergänzen, zu einer grö­
ßeren Tarifflexibilität zu gelangen, ist wegen der sich da­
mit verschärfenden Dichotomie von Betriebs- und Ver­
bandsebene nicht unproblematisch. Wie die jüngsten 
Erfahrungen mit der für 1985 vorgesehenen flexiblen 
Ausgestaltung der wöchentlichen Arbeitszeiten durch 
Betriebsvereinbarungen (Übergang zur „38,5-Stunden- 
Woche“ ) zeigen, sind die Gewerkschaftsleitungen nur 
sehr widerstrebend dazu bereit, entsprechende Ent­
scheidungsbefugnisse unter Verzicht auf „Fernsteue­
rung“ an die Betriebsräte zu delegieren.

Diese Konkurrenzprobleme von flächendeckenden 
Einheitsregelungen und betriebsspezifischen Individu­
allösungen würden sich mit der vorgeschlagenen Aus­
dehnung der Anwendungsmöglichkeiten flexibler Be­
triebsvereinbarungen vermutlich potenzieren. Auf der 
anderen Seite bestehen angesichts des ohnehin unab­
weisbaren gegenwärtigen und zukünftigen Handlungs­
bedarfs in Richtung auf eine größere Flexibilisierung 
und Individualisierung der Arbeitsverhältnisse starke 
Sachzwänge, neue tarifpolitische Wege zu erproben. 
Auch gibt es heute im ln- und Ausland schon vielfältige 
und erfolgreiche Beispiele dafür, daß betriebswirt­
schaftliche Vernunft und Verbandsdenken durchaus zu 
einer konstruktiven Synthese finden können, sofern 
überholte Klassenkampfparolen zugunsten sozialpart­
nerschaftlicher Verhaltensweisen überwunden werden. 
Hierzu müßten aber beide Seiten bereit sein, auch in ei­
ner Position der Überlegenheit Konzessionen an den je­
weils anderen zuzulassen.

“  Dazu ausführlich Hans Jürgen R ö s n e r ;  Chancen und Risiken 
des Vermögensbeteiligungsgesetzes, in: W IRTSCHAFTSDIENST, 64. 
Jg. (1984), H. 3, S. 132 ff.
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